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Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport des Landes Brandenburg
Referat 26
Heinrich-Mann-Allee 107

14473 Potsdam






Antrag auf Gewährung einer Zuwendung
aus Mitteln des Landes Brandenburg
 im Haushaltsjahr 202
für das Projekt

Weiterbildungsveranstaltungen zur Unterstützung der sprachlichen und gesellschaftlichen Integration von Flüchtlingen - Alphabetisierung und Qualifikation


1. Antragstellerin/Antragsteller

Hiermit beantrage/n ich/wir für

_________________________________________________________
(Gemeinde, Kreis, e.V. - nicht Einzelpersonen! - als Schul-, Projekt- oder Maßnahmeträger)

_________________________________________________________
Name, Funktion und Rufnummer des/der zuständigen Bearbeiters/-in, der/die Auskunft erteilen kann

Bankverbindung des/der Antragstellers/-in:
Kontoinhaber: _______________________________________
IBAN: _______________   	BIC: ____________
Bezeichnung der Bank: ___________________________________

die Gewährung einer Zuwendung von _______________ EURO
zur - anteiligen - Finanzierung des Projekts:
________________________________________________________________________
________________________________________________________________________
	________________________________________________________________________

2.a	Inhaltliche Beschreibung und Erläuterung des Vorhabens:
Beschreibung der Ziele und Inhalte des Projekts: Vorlage der Veranstaltungsplanung (inhaltlichen und methodischen Planung), Angaben zur Zielgruppe (Anzahl, Alter und Wohnort), Darstellung des Nutzens und der Dringlichkeit der Durchführung

Zusätzlich bei Maßnahmen nach 2.1: Nachweis des Lehrwerks und der Lektionen
Zusätzlich bei Maßnahmen nach 2.2, Vorlage eines Konzeptes
Zusätzlich bei Maßnahmen nach 2.3, 2.4 und 2.5: Vorlage eines Konzeptes sowie Angabe des ausgewählten Themenschwerpunktes gem. Nr. 4.3, 4.4 bzw. 4.5 der Richtlinie













2.b	Vorgesehene Organisations- und Ablaufplanung:
Projektstruktur und -dauer, Zeitplan für die Durchführung (Termin bzw. Termine des Weiterbildungsangebots) - Maßnahmebeginn und Maßnahmeende - Veranstaltungsort, geplante Teilnehmerzahl sowie Angaben zum eingesetzten  Personal (Nachweise zur Qualifikation sind einzureichen), usw., für den Fall der Weiterleitung der Zuwendung an Dritte sind Letztempfänger zu benennen
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3.	Kosten der Durchführung          (gemäß der Planung)
	Personalausgaben
	€

	Sachausgaben
	€

	Gesamtausgaben
	€



Detaillierte Kostenaufschlüsselung 	(zutreffende Felder bitte ausfüllen)
	Kursbezeichnung gemäß der Fördergrundsätze
	Anzahl der Kurse / Angebote
	Kosten je Kurs / Angebot
in €
	Projektkosten gesamt in €

	 1.1 Alphabetisierung in der Zweitsprache Deutsch
	
	
	

	 1.2 nicht kursförmige Sprachlernangebote mit dem Ziel der         Alphabetisierung in der Zweitsprache Deutsch (Lerncafé oder Lernwerkstatt).
	
	
	

	1.3  Einführende Kurse zum Erwerb interkultureller Kompetenzen
	
	
	

	 1.4 Weiterbildungsveranstaltungen für Ehrenamtliche
	
	
	

	 1.4 a) Reisekosten für Referenten
	
	
	

	 1.5 Weiterbildungsveranstaltungen für haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	
	
	

	 1.5 a) Reisekosten für Referenten
	
	
	

	Summe
	
	
	



Hinweis: Bitte beachten Sie, dass die Ausgaben für Verwaltung 8 % der Ausgaben für Honorare nicht überschreiten dürfen (siehe 5.5 der Richtlinie des MBJS zur Förderung von Weiterbildungsveranstaltungen zur Unterstützung der sprachlichen und gesellschaftlichen Integration von Flüchtlingen).

4.	Geplante Finanzierung     (Die o.g. Projektkosten sollen wie folgt finanziert werden:)
	Eigene Einnahmen und Leistungen Dritter
	€

	Einnahmen aus ...
	€

	Beiträge von ...
	€

	Landesförderung
	€

	Gesamt
	€



5.	Ergänzende Erläuterungen:
Zur Orientierung werden vorab folgende Hinweise gegeben:
Da die für eine Projektförderung zur Verfügung stehenden Landesmittel äußerst begrenzt sind, werden fortlaufende Personalausgaben für fest angestellte Beschäftigte der Antragsteller in der Regel nicht gefördert.

Für die Gewährung einer Zuwendung ist wesentlich,
- dass ein besonderes Landesinteresse daran bestehen muss, die betr. Projektmaßnahme zu fördern;
- dass darüber hinaus ein besonderes Interesse des MBJS daran bestehen muss, die Maßnahme aus den Mitteln seines Ressorts zu fördern; 
- dass Zuwendungen nur gegeben werden dürfen, wenn die Gesamtfinanzierung des Vorhabens gesichert ist;
- dass eine Förderung durch mehrere öffentliche Stellen grundsätzlich Ausnahme bleiben soll, weil in diesem Falle umfangreiche Abstimmungen (zur Art der Finanzierungsbeiträge, zur Sicherung der Gesamtfinanzierung, zur Verfahrensführung und zur Prüfung des Verwendungsnachweises) zwischen den verschiedenen Zuwendungsgebern notwendig sind, ehe die Zuwendungen bewilligt werden können. 

Aus diesem Grunde sollte eine Zuwendung möglichst nur bei einer Behörde beantragt werden, und zwar bei jener, bei der aufgrund der Ressortzuständigkeit die fachliche Zuständigkeit am ehesten gegeben ist.

Hieraus ergeben sich folgende Fragen, zu denen Stellung zu nehmen ist (ggf. zusätzliche Anlage):

5.1.	Worin liegt nach Auffassung der Antragsteller das besondere Landesinteresse begründet, das Projektvorhaben mit Landeszuwendungen zu fördern?







5.2.	Worin liegt nach Auffassung der Antragsteller das besondere Interesse des MBJS begründet, im Rahmen seiner Zuständigkeit das Projektvorhaben mit Ressortmitteln zu fördern?







5.3.	Welche Förderzusagen liegen von dritter Seite bereits vor? Welche Einnahmen sind im Projekt möglich und geplant? vgl. Finanzierungsplan
(Bitte Art der Finanzierungsbeteiligung, Höhe der zugesagten Beträge und Form der Zusage - Zuwendungsbescheid o.ä. – angeben, falls dies nicht bereits aus dem Finanzierungsplan ersichtlich ist)






5.4.	Welche Alternativplanung besteht bei den Antragstellern für den Fall, dass die beantragte Förderung nur in weit geringerer Höhe gewährt werden kann, oder aber die Förderung durch Dritte (s. o.) ganz oder teilweise ausfällt? Kann der Eigenanteil erhöht werden?



6.	Abschließende Erklärungen

Ich versichere/Wir versichern

6.1.	dass die beantragten Mittel im Falle der Bewilligung wirtschaftlich und sparsam für die Projektfinanzierung verwendet werden;  

6.2.	dass der/die Antragsteller/in zum Vorsteuerabzug gemäß § 15 i.V. m. § 2 Umsatzsteuergesetz	      berechtigt *)		   nicht berechtigt*)
ist und dies bei der Finanzierungsplanung berücksichtigt wurde (Preise ohne Umsatzsteuer);			*) Nichtzutreffendes bitte streichen     

6.3.	dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides ohne vorherige Zustimmung der Bewilligungsbehörde nicht begonnen wird 
als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten

6.4.	dass die in diesem Antrag und den ihm beigefügten Antragsunterlagen gemachten Angaben vollständig und wahrheitsgemäß sind.

6.5.	dass der Bewilligungsbehörde unverzüglich alle Änderungen mitgeteilt werden, die Auswirkungen auf die Leistung haben können (z.B. zusätzliche Eigenmittel, Förderung Dritter, ...).


Anlagen:
(Bei eingetragenen Vereinen insbesondere Satzung oder Statut, Eintragungsnachweis und ggf. Gemeinnützigkeitsbescheinigung)


___________________________________________________________

___________________________________________________________

___________________________________________________________

___________________________________________________________







___________________			_______________________________________
(Ort, Datum)	(Rechtsverbindliche Unterschrift einer zur rechtsgeschäftlichen Vertretung befugten Person), Stempel
